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Vorwort

Die vorliegende Schrift stellt die erweiterte Fas-
sung meiner am 7. Juni 2013 an der Universität Kon-
stanz gehaltenen Antrittsvorlesung dar. Der Vortrags-
stil wurde in Teilen beibehalten. Meiner Mitarbeite-
rin, Frau Ricarda Hildebrandt, danke ich sehr für die
Unterstützung bei der Recherche zu dem Projekt.

Dieses Buch wurde gefördert mit Mitteln des im
Rahmen der Exzellenzinitiative des Bundes und der
Länder eingerichteten Exzellenzclusters der Univer-
sität Konstanz „Kulturelle Grundlagen von Integra-
tion“. Für die gewährte Förderung danke ich herzlich.
Dem Verlag Duncker & Humblot danke ich für die
Aufnahme in die Reihe Lectiones Inaugurales.

Ein ganz besonderer Dank gilt schließlich meiner
Familie – meiner Frau Barbara sowie Carlotta und
Franziska. Ohne ihre Bereitschaft, mit nach Konstanz
zu gehen, wäre mir mein Start an der Universität so
nicht möglich gewesen.

Konstanz, im September 2013 Marten Breuer
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I. Einleitung

Anfang Mai 2013 titelte Spiegel online: „Suchma-
schine macht Außenpolitik: Google erkennt Palästina
an“.1 Hintergrund dieser etwas reißerisch aufgemach-
ten Meldung war, dass der Suchmaschinenbetreiber
google zum 1. Mai 2013 die Länderbezeichnung auf
der Eingangsseite „google.ps“ von „Palestinian terri-
tories“ in „Palestine“ geändert hatte. Die israelische
Regierung reagierte irritiert, in einem Schreiben an
google kritisierte der stellvertretende israelische Au-
ßenminister die Entscheidung als Eingriff in die Frie-
densverhandlungen und forderte das Unternehmen
auf, seine Entscheidung noch einmal zu überdenken.2

Nun kann ein Privatunternehmen wie google in einem
völkerrechtlich relevanten Sinne Palästina selbstver-
ständlich nicht anerkennen. Die Episode wirft aber
ein Schlaglicht auf das jahrzehntelange Ringen um
die Anerkennung der Staatlichkeit Palästinas. In die-
sen Bemühungen setzt die palästinensische Seite das
System der Vereinten Nationen gleichermaßen virtuos

1 Online abrufbar unter http://www.spiegel.de/netzwelt/
netzpolitik/suchmaschine-macht-aussenpolitik-google-er
kennt-palaestina-an-a-897976.html.

2 „Deputy FM tells Google: Recognition of Palestinian
state undermines peace talks“, abrufbar unter http://www.
haaretz.com/news/diplomacy-defense/deputy-fm-tells-
google-recognition-of-palestinian-state-undermines-peace-
talks.premium-1.519383.



wie gezielt für ihre Zwecke ein. In jüngster Vergan-
genheit konnte sie dabei eine Reihe von Achtungs-
erfolgen erringen: Am 31. November 2011 entschied
die UNESCO (United Nations Educational, Scientific
and Cultural Organization) – also eine Sonderorgani-
sation der Vereinten Nationen –, Palästina als 195.
Mitglied aufzunehmen.3 Und nur ein Jahr später, am
29. November 2012, wertete die Generalversammlung
der Vereinten Nationen den Status Palästinas von
einer bloßen „Beobachterentität“ (observer entity) zu
„Beobachterstaat“ (observer state)4 auf.5 Über das
formelle Aufnahmegesuch Palästinas bei den Verein-
ten Nationen wurde zu diesem Zeitpunkt noch im Si-
cherheitsrat verhandelt und ist dort bis heute nicht ab-
schließend entschieden worden.6

Diese Ereignisse werfen eine Reihe von Rechts-
fragen auf, die in erster Linie das Recht der Interna-
tionalen Organisationen betreffen. Wie kann es sein,
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3 Näher unten bei Fn. 33.
4 Die offizielle Bezeichnung lautet „Non-Member ob-

server State“, vgl. A/RES/67/19, Ziff. 2. Dieser Status
kommt ansonsten derzeit nur dem Heiligen Stuhl zu, vgl.
A/RES/58/314, Ziff. 9. Zum Hintergrund der UN-Praxis,
Nicht-Mitgliedstaaten als Beobachter zuzulassen, vgl. nä-
her L. D. Johnson, Palestine’s Admission to UNESCO:
Consequences within the United Nations?, The Denver
Journal of International Law and Policy 40 (2012), S. 118
(119 ff.); Th. Rensmann, International Organizations or
Institutions, Observer Status, in: R. Wolfrum (Hrsg.), Max
Planck Encyclopedia of Public International Law [MP-
EPIL] (Stand: Juni 2007), insbes. Rn. 9 ff.; E. Suy, The
Status of Observers in International Organisations, RdC
160 (1978 II), S. 75 ff.

5 Unten bei Fn. 107.
6 Näher bei Fn. 95.



dass eine Sonderorganisation wie die UNESCO dem
Sicherheitsrat gleichsam in den Rücken fällt? Han-
delte sie dabei völkerrechtsgemäß? Die gleiche Frage
stellt sich mit Blick auf die Generalversammlung: Ist
die Aufwertung Palästinas nicht ein gezielter Affront
gegen den durch US-amerikanisches Veto blockierten
Sicherheitsrat? Diesen Fragen soll im Folgenden
nachgegangen werden. Sie werden wertvolle Ein-
blicke in das tatsächliche Funktionieren des Systems
der Vereinten Nationen gewähren.
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